
W III

A) Zeichenerklärung und textliche Festsetzungen

Der Zweckverband "Interkommunales Gewerbegebiet Landkreis Günzburg" erläßt aufgrund der §§ 2 Abs. 1, 9 und 10 des

Baugesetzbuches (BauGB), Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO), der Baunutzungsverordnung (BauNVO) sowie

Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (BayGO) den Teil-Bebauungsplan

Nr. 2 "Westlich Theodor-Heuss-Straße", 1. Änderung

als Satzung. Diese Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Für das Gebiet innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches gilt die von Kling Consult, Planungs- und Ingenieurgesellschaft

für Bauwesen mbH, Krumbach, ausgearbeitete Bebauungsplanzeichnung in der Fassung vom ...................., die zusammen

mit den nachstehenden Vorschriften und der Begründung den Bebauungsplan bildet.

Der vorliegende Bebauungsplan stellt einen Änderungsbebauungsplan dar, der zusammen mit dem rechtsverbindlichen

Teil-Bebauungsplan Nr. 2 "Westlich Theodor-Heuss-Straße" (Bekanntmachung vom 13.09.2013) gilt.

Der Zweckverband "Interkommunales Gewerbegebiet Landkreis Günzburg" hat in der Sitzung vom 08.02.2017 beschlossen,

den Teil-Bebauungsplan Nr. 2  "Westlich Theodor-Heuss-Straße", 1. Änderung aufzustellen. Der Aufstellungsbeschluss wurde

am 24.02.2017 ortsüblich bekanntgemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 19.12.2016 wurde mit der Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in

der Zeit vom 06.03.2017 bis 05.04.2017 öffentlich ausgelegt (Vereinfachtes Verfahren nach § 13 BauGB).

Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 19.12.2016 wurden die Behörden und sonstigen Träger

öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 27.02.2017 bis 27.03.2017 beteiligt (Vereinfachtes Verfahren

nach § 13 BauGB).

Der Zweckverband "Interkommunales Gewerbegebiet Landkreis Günzburg"  hat mit Beschluss der Verbandsversammlung vom

......................... den Bebauungsplan gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom ......................... als Satzung

beschlossen.

Der Bebauungsplan wurde ausgefertigt am ...........................

Günzburg, den .........................                                                      ..................................................................

                                                                              (Siegel) Landrat Hubert Hafner

Verbandsvorsitzender

Der Satzungsbeschluss wurde am .................... gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht.

Der Bebauungsplan ist damit wirksam in Kraft getreten.

Günzburg, den .........................                                                      ..................................................................

                                                                              (Siegel) Landrat Hubert Hafner

Verbandsvorsitzender

VERFAHRENSVERMERKE:

1.      Geltungsbereich

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes

Gewerbegebiet mit beschränkten Emissionen gemäß § 8 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 4 Ziff. 2

BauNVO

max. zulässige Grundflächenzahl (GRZ)

2.      Art der baulichen Nutzung

Abweichende Bauweise

3.      Maß der baulichen Nutzung

Baugrenze  gemäß § 23 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 10 BauNVO

4.      Bauweise

Öffentliche Verkehrsfläche

Straßenbegrenzungslinie

Private Verkehrsfläche - Erweiterung Parkplatz Hallenbad

Fläche für Versorgungsanlagen - Stromversorgung

5.      Überbaubare Grundstücksfläche

6.      Flächen für den Verkehr und Versorgung

Öffentliche Grünfläche - Park

7.      Grünflächen / Anpflanzungen

9.1    Lärmschutz

ersetzt durch 1. Änderung, Ziff. B 2.1

Geplante Fuß-/Radwegverbindung

Öffentliche Verkehrsfläche außerhalb Geltungsbereich (Planungshoheit Stadt Leipheim)

entfällt

2.      Verkehr und Versorgung

Die gemäß § 8 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sind gemäß § 1 Abs. 6 Ziff. 1 BauNVO nicht

Bestandteil des Bebauungsplanes.

Flächenbefestigungen in wasserdurchlässiger Bauweise werden gemäß § 16 Abs. 6 BauNVO nur zu 50 Prozent auf die

Grundfläche angerechnet.

max. zulässige Gebäudehöhe in Meter

Die Gebäudehöhe ist der höchste Punkt des Daches (Oberkante Dachhaut)  bzw. sonstige bautechnische Oberkanten bei

baulichen Anlagen ohne Dach (z.B. Silos). Bei Flachdächern ist die Oberkante Attika maßgebend. Bezugspunkt der

Gebäudehöhe ist das Höhenniveau der Fahrbahnmitte der nächstgelegenen öffentlichen Straßenverkehrsfläche. Die

festgesetzten Höhen dürfen durch betrieblich notwendige Ver- und Entsorgungsanlagen und Belichtungsöffnungen (z.B.

Aufzugsüberfahrten, Lüftungsanlagen, Glasdächer udgl.) um bis zu 3,0 m auf max. 10 Prozent der Dachflächen

überschritten werden.

Abgrenzung von Bereichen unterschiedlicher Maße baulicher Nutzung

Es gilt die offene Bauweise mit der Maßgabe, dass Gebäude mit einer Länge von mehr als 50 m errichtet werden

dürfen.

Sofern ein vorhandenes Gebäude oder eine vorhandene sonstige bauliche Anlage die Baugrenze überschreitet, ist

ausnahmsweise bei einer Änderung, Nutzungsänderung, geringfügigen Erweiterung oder gleichartigen Neuerrichtung

dieser Gebäude und Anlagen innerhalb der Grundfläche dieser vorhandenen Gebäude und Anlagen eine Überschreitung

der Baugrenze zulässig.

Private Grünfläche - Eingrünung Baugebiet

Private Grundstücksfläche mit Bindung zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern -

Grundstückseingrünung

In der „Privaten Grünfläche - Eingrünung Baugebiet (pG)“ sind vorhandene Bäume und Sträucher zu erhalten. Eine Rodung

von Bäumen und Sträuchern zur Gefahrenabwehr und aus Verkehrssicherheitsgründen ist zulässig, wenn innerhalb der

privaten Grünfläche eine Ersatzpflanzung erfolgt.

Befestigte Flächen sind zu entsiegeln.

In Bereichen ohne Gehölzbestand sind standortheimische Bäume und Sträucher gemäß Artenliste dieser Satzung zu

pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Dabei ist eine Pflanzdichte von 3 m² je Gehölz und ein Strauch-Baum-Verhältnis von

mindestens 25:1 einzuhalten.

Grundstückszufahren sind im Bereich der privaten Grünfläche ausnahmsweise zulässig, soweit diese für eine

ordnungsgemäße Erschließung der Baugrundstücke erforderlich sind.

In den Gewerbegebieten 1.1, 1.2 und 1.3 ist je 1.000 m² privater Grundstücksfläche mindestens ein hochstämmiger

Laubbaum 1. Ordnung gemäß Artenliste dieser Satzung zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten. Die Erhaltung von

vorhandenen Laubbäumen kann dabei angerechnet werden. Die durch Planzeichen festgesetzten Pflanzmaßnahmen sind

nicht anzurechnen.

In der „Privaten Grundstücksfläche mit Bindung zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern - Grundstückseingrünung“

sind standortheimische Bäume und Sträucher gemäß Artenliste dieser Satzung zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten.

Dabei ist eine Pflanzdichte von 3 m² je Gehölz und ein Strauch-Baum-Verhältnis von mindestens 25:1 einzuhalten. Die

Gehölze sind in Gruppen zu pflanzen, zwischen den Gruppen sind Pflanzabstände von max. 15 m zulässig. Nicht mit

Gehölzen bepflanzte Flächen sind als extensive Wiesenfläche herzustellen und dauerhaft zu pflegen.

Grundstückszufahrten sind im Bereich der privaten Grundstücksfläche allgemein zulässig.

Artenauswahl für das Anpflanzen von standortheimischen, hochstämmigen Laubbäumen

Pflanzqualität: Hochstämme, mind. 3 x verpflanzt, StU 14-16 cm

Bäume 1. Ordnung

Winter-Linde

Berg-Ahorn

Spitz-Ahorn

Stiel-Eiche

Tilia cordata

Acer pseudoplatanus

Acer platanoides

Quercus robur

Acer campestre

Sorbus aucuparia

Carpinus betulus

Prunus avium

Bäume 2. Ordnung

Feld-Ahorn

Vogelbeere

Hainbuche

Wild-Kirsche

Artenauswahl für das Anpflanzen von standortheimischen Sträuchern

Pflanzqualität: Höhe mind. 60 - 100 cm, 4 Triebe

Roter Hartriegel

Haselnuss

Kreuzdorn

Europäisches Pfaffenhütchen

Liguster

Corbus sanguinea

Corylus avellana

Rhamnus cathartica

Euonymus europaea

Ligustrum vulgare

In den Gewerbegebieten mit beschränkten Emissionen (GEb) sind nur Betriebe und Anlagen zulässig, die einen pro m²

Baugebietsfläche abgestrahlten immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel (L

W"

) tags (6:00 - 22:00

Uhr) und nachts (22:00 - 6:00 Uhr) wie folgt nicht überschreiten:

Immissionswirksamer flächenbezogener 

Baugebiet Schallleistungspegel (L

W“

) in dB(A)/m² Bezugsfläche in m²

Tagzeit Nachzeit

Die Berechnung der immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel hat nach den Berechnungsverfahren

der DIN ISO 9613-2 "´Dämpfung des Schalls bei der Ausbreitung im Freien´, Teil 2: Allgemeines Berechnungsverfahren

(ISO 9613-2: 1996)“ vom Oktober 1999 unter ausschließlicher Berücksichtigung der geometrischen Ausbreitungsdämpfung

(mittlere Entfernungsminderung A

div

 entsprechend Punkt 7.1 der DIN ISO 9613-2) und einer Höhe der Emissionsquellen

von 4,00 m über Gelände zu erfolgen. Die sich aus den immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegeln

ergebenden zulässigen Orientierungswertanteile sind als Immissionsrichtwertanteile eines Betriebes am maßgeblichen

Immissionsort zu betrachten.

Die Berechnungen sind mit einer Nachkommastelle genau durchzuführen.

Als Einfallswinkel ist von 360 Grad auszugehen.

Die Prüfung der Einhaltung der immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel erfolgt für schutzbedürftige

Nutzungen im Sinne der DIN 4109, "Schallschutz im Hochbau, Anforderungen und Nachweise", vom November 1989 (z.B.

Wohnräume, Schlafräume, Unterrichtsräume, Büroräume) außerhalb des Plangebietes.

Maßgebend ist die Innenkante des Planzeichens.

1.1

2.1

3.1

3.2

3.3

4.1

5.1

6.1

6.2

7.1

7.4

7.5

1.5

1.6

1.8

1.9

2.4

2.1

5.4

6.1

Umgrenzung der Flächen, die mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sein können

(Altlastenverdacht, Kampfmittelverdacht)

Pkw-Stellplätze und sonstige Flächenbefestigungen sollen in wasserdurchlässiger Bauweise (Schotterrasen, Pflaster mit

Rasenfugen, Kiesbelag oder ähnliches) ausgeführt werden. Unnötige Bodenversiegelungen sollen vermieden werden.

Vorgesehener Straßenbaum gem. Straßenausbauprogramm

3.1

Im Rahmen von Genehmigungsverfahren (Bauantrag) sind in einem qualifizierten Freiflächengestaltungsplan die

Maßnahmen zur grünordnerischen Gestaltung darzulegen.

Es wird empfohlen, Wandflächen ohne Fensteröffnungen mit einer Länge von mehr als 15 m mit Fassadenranken sowie

Flachdächer und flach geneigte Pultdächer zu begrünen.

Bei allen Pflanzmaßnahmen auf den privaten Grundstücksflächen soll auf Nadelgehölze und gärtnerische Ziergehölze

verzichtet werden.

Es wird empfohlen, Dachflächen für eine Solarnutzung vorzusehen.

B) Zeichnerische und textliche Hinweise, Empfehlungen und nachrichtliche Übernahmen

1.      Allgemeines

ersetzt durch 1. Änderung, Ziff. B 1.1

ersetzt durch 1. Änderung, Ziff. B 1.2

Umgrenzung des räumlichen Wirkungsbereiches des Zweckverbandes "Interkommunales 

Gewerbegebiet Landkreis Günzburg" (Verbandsgebiet) gem. Satzung (Bekanntmachung der

Regierung von Schwaben vom 4. Januar 2010), Originalmaßstab 1:5.000

Gemeindegrenze

Maßangabe in Meter

Bezeichnung Baugebiet

ersetzt durch 1. Änderung, Ziff. B 1.3

ersetzt durch 1. Änderung, Ziff. B 1.4

entfällt

1.1

1.2

1.3

1.4

5.2

Grundwassermessstelle

Im Geltungsbereich befinden sich Grundwassermessstellen, die Teil eines laufenden Grundwasser- monitorings sind.

Soweit durch Baumaßnahmen im Geltungsbereich bestehende Grundwassermessstellen überbaut werden, muss hierfür

vor Baubeginn Ersatz geschaffen werden. Das entsprechende Vorgehen ist mit den zuständigen Behörden zu regeln.

5.3

Der Geltungsbereich liegt vollständig innerhalb der Rüstungsaltlastenverdachtsfläche „NATO-Flugplatz

Leipheim-Gesamtfläche“ gemäß aktuellem amtlichen Altlastenkataster des Freistaates Bayern. Zur Lokalisierung

konkreter Altlastverdachtsflächen und Ermittlung des Gefährdungspotenzials wurden mehrere Untersuchungen für die

Gesamtliegenschaft des ehemaligen Fliegerhorstes Leipheim durchgeführt.

Folgende Untersuchungen liegen für die Gesamtliegenschaft vor:

 Historisch-genetische Kurzrekonstruktion ehem. Flugplatz Leipheim, vom 16.05.2005, erstellt durch die

Mull und Partner Ingenieurges. mbH, Hannover

 Altlastenerkundung Phase I, Ehemaliger Flugplatz Leipheim, vom 12.06.2006, erstellt durch GB Dr.

Schönwolf GmbH & Co. KG, Augsburg

 Bau- und Zustandsbericht - Infrastruktur, Ermittlung Schadstoffgehalte in Verkehrsflächen (Phase IIa),

Fliegerhorst Leipheim, vom 13.07.2007 mit Ergänzung vom 31.01.2008, erstellt durch Kling Consult

Planungs- und Ingenieurgesellschaft für Bauwesen mbH, Krumbach

 Orientierende Untersuchung KVF (Phase IIa), Fliegerhorst Leipheim, vom 23.11.2007, erstellt durch

Kling Consult Planungs- und Ingenieurgesellschaft für Bauwesen mbH, Krumbach

 Ergänzende Orientierende Untersuchung von KVF (Phase IIa), Fliegerhorst Leipheim, vom 18.01.2010,

erstellt durch Kling Consult Planungs- und Ingenieurgesellschaft für Bauwesen mbH, Krumbach

Die Untersuchungen zeigen für den Geltungsbereich mehrere lokal begrenzte Altlastenverdachtsflächen. Besonders in

Bezug auf die künftige Nutzung ist auf dieser Grundlage keine abschließende Beurteilung der Altlastenverdachte und ggf.

erforderlicher Sanierungsmaßnahmen gemäß Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) möglich. Aufgrund der

Vornutzung kann auch außerhalb bekannter Altlastenverdachtsflächen das Vorhandensein von Altlasten nicht

ausgeschlossen werden. Bei Vorhaben im Geltungsbereich sind mögliche schädliche Bodenveränderungen zu beachten

und das Vorgehen in Bezug auf die vorgesehene Nutzung mit der Bodenschutzbehörde abzustimmen.

Unabhängig von möglichen Sanierungserfordernissen bei schädlichen Bodenveränderungen sind bei

Rückbaumaßnahmen und Bodeneingriffen aufgrund der Vornutzung abfallrechtliche Aspekte zu beachten. Sämtliche

Rückbau- und Erdarbeiten sind grundsätzlich von einem qualifizierten Fachbüro zu begleiten und in einem

Abschlussbericht zu dokumentieren. Kontaminierte Baustoffe bzw. Baurestmassen sind zu separieren und auf der

Grundlage des Belastungsgrades entweder einer Wiederverwertung oder einer Entsorgung zuzuführen. Auf die

Arbeitshilfe des Landesamt für Umweltschutz (LfU) „Kontrollierter Rückbau“ wird hingewiesen.

Werden im Rahmen von Erd- oder Rückbauarbeiten lokale Untergrundverunreinigungen festgestellt, so sind diese unter

gutachterlicher Begleitung vollständig auszuheben und entsprechend dem Grad der Belastung u.a. unter Beachtung der

technischen Regeln der LAGA „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Reststoffen/Abfällen“ bzw.

dem Leitfaden „Anforderungen an die Verwertung von Bauschutt“ wiederzuverwerten. Sofern aufgrund des

Belastungsgrades eine Wiederverwertung ausscheidet, ist das Material ordnungsgemäß abfallrechtlich zu entsorgen.

Eine abschließende beweissichernde Beprobung der Sohlen und Wände der Aushubbereiche ist durchzuführen.

Kampfmittelfunde im Geltungsbereich können aufgrund von Bombardierungen des ehemaligen Fliegerhorst Leipheim im

2. Weltkrieg, der militärischen Nutzung sowie von nur teilweise durchgeführter Entmunitionierungen nicht ausgeschlossen

werden. Bei Baumaßnahmen und Bodeneingriffen innerhalb des Geltungsbereiches wird deshalb regelmäßig eine

baubegleitende Kampfmittelfreimessung erforderlich.

Hinweise zum sachgerechten Umgang mit der potenziellen Kampfmittelbelastung gibt u. a. die Bekanntmachung des

Bayerischen Staatsministeriums des Innern vom 15. April 2010 zur „Abwehr von Gefahren durch Kampfmittel“. Gemäß

diesen Hinweisen liegt die Verantwortung für Gefährdungen durch Kampfmittel beim Grundstückseigentümer; im Fall von

Baumaßnahmen bei den Bauherrn und bauausführenden Firmen.

Heckenkirsche

Schlehe

Hundsrose

Wolliger Schneeball

Schwarzer Holunder

Kornelkirsche

Lonicera xylosteum

Prunus spinosa

Rosa canina

Viburnum lantana

Sambucus nigra

Cornus mas

Bodendenkmal (Nachrichtliche Übernahme gemäß § 9 Abs. 6 BauGB)

Innerhalb des Geltungsbereiches verläuft nach Angaben des Bayerischen Landesamtes für Denkmalschutz, Dienststelle

Schwaben das Bodendenkmal „Straße der römischen Kaiserzeit (Donau-Süd-Straße)“ (Denkmal-Nr. D-7-7527-0020).  Es

wird darauf hingewiesen, dass für Bodendenkmale ein besonderer Schutz nach der Bayerischen Verfassung, des

Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (DSchG) sowie des Europäischen Übereinkommens zum Schutz des

archäologischen Erbes besteht.

Bei Bodeneingriffen im Bereich des ausgewiesenen Bodendenkmales ist eine Erlaubnis nach Art. 7 DSchG bei der

Unteren Denkmalschutzbehörde (Landratsamt Günzburg) einzuholen und das Vorgehen mit dem Bayerischen

Landesamt für Denkmalschutz, Dienststelle Schwaben, Klosterberg 86672 Thierhaupten   abzustimmen. Es wird darauf

hingewiesen, dass bei Bodeneingriffen Auflagen zur fachlichen Begleitung des Oberbodenabtrages und zur Durchführung

von archäologischen Voruntersuchungen und Ausgrabungen erforderlich sein können.

Bei Grabungsarbeiten im Plangebiet angetroffene Bodenfunde sind gemäß Art. 8 Abs. 1 und 2 DSchG unverzüglich dem

Landesamt für Denkmalpflege oder der Unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Die aufgefundenen Gegenstände

und der Fundort sind unverändert zu belassen.

3.2

3.3

3.4

3.5

5.1

2.5

4.1

7.7

7.8

9.      Schutz gegen Umwelteinwirkungen

GEb 1.1 57 42 ersetzt durch 1. Änderung, Ziff. A 3.1

GEb 1.2 60 45 78.156

GEb 1.3 60 45 37.218

9.2     Störfallschutz

In den Gewerbegebieten mit beschränkten Emissionen (GEb) sind Anlagen ausgeschlossen, die einen Betriebsbereich

i.S.v. § 3 Abs. 5a Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) bilden oder Teil eines solchen Betriebsbereich wären und

die aufgrund der dort vorhandenen Stoffe der Abstandsklassen I bis IV des Leitfadens „Empfehlungen für Abstände

zwischen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung

- Umsetzung § 50 BImSchG“ der Kommission für Anlagensicherheit (Fassung November 2010) zuzuordnen sind.

Entsprechendes gilt für Anlagen, die aufgrund des Gefahrenindexes der dort vorhandenen Stoffe den Abstandsklassen I

bis IV zuzuordnen sind. Ausnahmsweise können solche Anlagen zugelassen werden, wenn aufgrund baulicher oder

technischer Maßnahmen ein geringerer Abstand zu schutzbedürftigen Gebieten ausreichend ist.

10.     Örtliche Bauvorschriften

Offene Bauweise4.2

6.3

In der „Öffentlichen Grünfläche - Park" sind vorhandene Gebäude rückzubauen und nicht mehr benötigte Verkehrsflächen

zu entsiegeln. Freiraumgestalterische Maßnahmen und die Anlage eines Fuß- und Radwegenetzes sind zulässig. Soweit

keine freiraumgestalterische Maßnahmen und Bepflanzungen erfolgen, ist die Fläche als Landschaftsrasen anzulegen und

dauerhaft zu unterhalten.

Zur Entwicklung von Natur und Landschaft sind auf mindestens 8 Prozent der Fläche der "Öffentlichen Grünfläche - Park"

Gehölzgruppen aus standortheimischen Bäumen und Sträuchern gemäß Artenliste dieser Satzung zu pflanzen und

dauerhaft zu unterhalten.

Umgrenzung von Bereichen mit erhaltenswerten Baumbestand der Öffentliche Grünfläche -

Park

7.2

Die vorhandenen Laubbäume innerhalb der umgrenzten Bereiche der „Öffentliche Grünfläche - Park“ sind zu erhalten.

Eine Rodung zur Gefahrenabwehr, aus Verkehrssicherheitsgründen sowie aus Gründen der Freiraumgestaltung ist

zulässig, sofern innerhalb der „Öffentliche Grünfläche - Park“ eine Ersatzpflanzung erfolgt.

Flächen mit besonderer Bindung für die Durchgrünung des Baugebietes auf den privaten

Grundstücksflächen

7.6

Auf den Flächen der gekennzeichneten Baugebiete (Gewerbegebiete 1.4 und 1.5)  ist je 400 m² privater Grundstücksfläche

mindestens ein hochstämmiger Laubbaum 1. Ordnung gemäß Artenliste dieser Satzung zu pflanzen und dauerhaft zu

unterhalten. Die Erhaltung von vorhandenen Laubbäumen kann dabei angerechnet werden; die Erhaltung soll - soweit die

bauliche Nutzung und Verkehrssicherheit nicht entgegensteht -  gegenüber Neupflanzungen bevorzugt erfolgen. Die durch

andere Planzeichen festgesetzten Pflanzmaßnahmen sind nicht anzurechnen.

Artenliste für standortheimische Bäume und Sträucher

Für alle festgesetzten Pflanzmaßnahmen sind standortheimische Bäume und Sträucher gemäß dieser Artenliste zu

verwenden:

GEb 1.4 57 42 ersetzt durch 1. Änderung, Ziff. A 3.1

GEb 1.5 57 42 ersetzt durch 1. Änderung, Ziff. A 3.1

GEb 1.6 57 42 1.453

2.2

2.3

Öffentliche Grünfläche - Straßenbegleitgrün

7.3

3.      Grünordnung/Freianlagen

Niederschlagswasserbehandlung

Das auf den privaten Grundstücken anfallende unverschmutzte Niederschlagswasser ist im Regelfall unter Beachtung der

einschlägigen Regelwerke und der u.a. Voraussetzungen flächig zu versickern. Bei der Versickerung sind die Vorgaben

des "Entwässerungskonzeptes Konversionsfläche" der Stadt Leipheim sowie des Wasserwirtschaftsamtes Donauwörth zu

beachten. Demgemäß ist die Versickerung (z.B. durch Mulden-Rigolen-Systeme) nur zulässig, soweit das Grundstück

nicht im Wasserschutzgebiet bzw. seinem Zustrombereich liegt, das Grundstück  nachweislich altlastenfrei ist, die

vorhandenen Deckschichten durch die Versickerungsanlage nicht durchstoßen werden und die Qualität des

Niederschlagwassers für eine Versickerung geeignet ist (Nachweis nach DWA-M153).

Sofern aufgrund dieser Voraussetzungen eine Versickerung auf dem privaten Grundstück nicht möglich ist, ist bei

Grundstücken, die eine Versiegelung durch bauliche Anlagen oder wasserundurchlässige Flächenbefestigungen von

höchstens 45 Prozent der Grundstücksfläche aufweisen, eine Einleitung von Niederschlagswasser in die

Abwasserentsorgungsanlage der Stadt Leipheim zulässig. Bei einer Überschreitung des Versiegelungsgrades von 45

Prozent der Grundstücksfläche ist die Mehrmenge des Niederschlagwassers auf dem privaten Grundstück dezentral

zurückzuhalten und gedrosselt an die Abwasserentsorgungsanlage der Stadt Leipheim abzugeben (z.B. über dichte

Mulden-Rigolen-Systeme mit Ableitung in den Mischwasserkanal; dabei ist eine möglichst flache Ausbildung der Rigole

anzustreben und eine maximale Sohltiefe von 1,7 m unter der Geländeoberkante einzuhalten) .

Eine Versickerung von Niederschlagswasser (Einleitung in das Grundwasser) auf privaten Grundstücken kann erfolgen,

wenn das Grundstück außerhalb des Wasserschutzgebietes liegt und die Versickerungsfähigkeit sowie die Altlastenfreiheit

des für die Versickerung vorgesehenen Grundstücksteiles nachgewiesen wurde. Für den Nachweis der Altlastenfreiheit

wird empfohlen ein Sachverständigenbüro mit entsprechender Sachkunde, Zuverlässigkeit und Ausrüstung für

Altlastuntersuchungen (Zulassung nach § 18 Bundesbodenschutzgesetz) zu beauftragen. Die Versickerung darf nur

entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik erfolgen.

Die Nachweise der Versickerungsfähigkeit sowie der Altlastenfreiheit sind dem Landratsamt Günzburg, Fachbereich

Wasserrecht, zusammen mit einem Antrag auf Erlaubnis zum Einleiten gesammelter Niederschlagswässer in das

Grundwasser vorzulegen. Grundsätzlich besteht für die Einleitung von Niederschlagswasser in das Grundwasser eine

Erlaubnispflicht. Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) in

Verbindung mit den Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das

Grundwasser (TRENGW) und Einhaltung der allgemein anerkannten Regeln der Technik (Merkblatt DWA 153

„Handlungsempfehlungen zum Umgang mit Regenwasser), kann eine Versickerung erlaubnisfrei erfolgen. Die Feststellung

einer Erlaubnisfreiheit erfolgt durch das Landratsamt Günzburg, Fachbereich Wasserrecht.

Im Bauantrag bzw. im Rahmen der Genehmigungsfreistellung wird auf Basis der Ermächtigung der BauVorlV für jeden

Betrieb der Nachweis gefordert, dass die für Gewerbegebiete mit beschränkten Emissionen (GEb) festgesetzten

immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel für dessen Baugebietsflächenanteil durch den

entsprechenden Betrieb am maßgeblichen Immissionsort nicht überschritten werden. Ein Vorhaben ist dann zulässig,

wenn der sich ergebende Beurteilungspegel der Anlage im Sinne der TA-Lärm "Technische Anleitung zum Schutz gegen

Lärm", vom 26.08.1998 den Immissionsrichtwertanteil nicht übersteigt. Die tatsächliche installierte Schallleistung kann

dabei um die durch einen Schallschutz bewirkte zusätzliche Minderung höher ausfallen.

Lage und Höhe der maßgeblichen Immissionsorte sind der schalltechnischen Begutachtung als Bestandteil der

Begründung zu entnehmen.

Die in der Satzung genannten Normen, Richtlinien und DIN-Vorschriften können in der Geschäftsstelle des Zweckverband

Interkommunales Gewerbegebiet Landkreis Günzburg (An der Kapuzinermauer 1, 89312 Günzburg)  während der üblichen

Dienstzeiten nach Voranmeldung eingesehen werden.

4.      Lärmschutz

5.      Wasserrecht/Bodenschutz

Umgrenzung Wasserschutzgebiet "Leipheim (ehem. Flugplatz)" mit Angabe Schutzzone

Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich Teilflächen in der weiteren Schutzzone (Zone III) und der engeren

Schutzzone (Zone II) des „Wasserschutzgebiet Leipheim (ehem. Flugplatz)“ für die öffentliche Wasserversorgung der

Stadt Leipheim (siehe Umgrenzung durch Planzeichen). Für die Flächen innerhalb des Wasserschutzgebietes sind die

Bestimmungen der Verordnung des Landratsamtes Günzburg über das Wasserschutzgebiet (Bekanntmachung vom 26.

November 2010) zu beachten. Die Schutzgebiets- verordnung kann im Landratsamt Günzburg und in der

Stadtverwaltung Leipheim während der üblichen Dienststunden eingesehen werden.

Einschränkungen für die innerhalb der weiteren Schutzzone (Zone III) gelegenen Baugebietsflächen bestehen

insbesondere hinsichtlich des Umgangs mit wassergefährdenden Stoffen nach § 62 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und

der Gründungstiefe bei Errichtung oder Erweiterung baulicher Anlagen.

6.      Denkmalschutz

6.2

1.7

8.      Spezieller Artenschutz

2.6

Eine Zufahrt zu den durch Plansignatur gekennzeichneten Umspannstationen der EnBW ODR AG muss jederzeit

gewährleistet sein.

Werbeanlagen

An Gebäuden ist je Gebäudeseite höchstens eine einzelne Werbeanlage zulässig. Die Werbeanlage darf nicht über die

max. Gebäudehöhe hinausragen und eine Höhe von max. 2,00 m sowie eine Länge von max. 1/3 der Gebäudeseite nicht

überschreiten. Von der Werbeanlage darf max. ein Anteil von 6 Prozent der Gebäudeseite bedeckt werden.

Freistehende Werbeanlagen können innerhalb der Gewerbegebiete bis zu einer max. Höhe von 8,0 m über dem Niveau

der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche zugelassen werden. Je Grundstück sind max. 2 freistehende Werbetürme

zulässig.

Bewegliche Werbeanlagen und Lichtzeichen, in Form von Lauf-, Blitz- und Wechsellicht, sind nicht zulässig.

Einfriedungen

Grundstückseinfriedungen sind bis zu einer Höhe von max. 2,50 m zulässig. Sie sind kleintiergängig ohne Sockel zu

erstellen. Blickdichte Einfriedungen sind unzulässig. Die Einfriedungen dürfen in Form von Metallzäunen (z.B.

Maschendraht mit Strahlenprofilen, Stabgitter) oder vergleichbarer Materialien hergestellt werden. Die Einfriedungen zu

den öffentlichen Verkehrsflächen hin sind nur hinter den Grundstückseingrünungen (Private Grünflächen, Private

Grundstücksfläche - Grundstückseingrünung) zulässig

Versorgungsanlage - Stromversorgung

Innerhalb des Geltungsbereiches ist die Einrichtung von baulichen und sonstigen Nutzungen und Anlagen nur zulässig,

wenn sichergestellt ist, dass hierdurch keine Verbotstatbestände gemäß § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)

eintreten (§ 9 Abs. 2 BauGB). Hierzu sind die im „Fachbeitrag zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) zum

Teil-Bebauungsplan Nr. 2 ´Westlich Theodor-Heuss-Straße´“ (Anlage zur Begründung des Bebauungsplanes) festgelegten

Vermeidungsmaßnahmen, vorgezogenen (CEF)-Ausgleichsmaßnahmen und (FCS)-Kompensationsmaßnahmen

durchzuführen.

2.7

8.1

6.4

1.      Allgemeines

B) Zeichnerische und textliche Hinweise, Empfehlungen und nachrichtliche Übernahmen

1.5 Aus Gründen der Lesbarkeit der 1. Änderung sind außerhalb des Bereiches zeichnerischer Festsetzungen der 1. Änderung

die Planzeichen des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes mit reduzierter Farbintensität dargestellt. Maßgeblich sind

jedoch die Festsetzungen der Planzeichen in Farbe des rechtsverbindlichen Bebauungsplanes (Bekanntmachung vom

13.09.2013).

1.4

1.2

2.1

I. 1. Änderung

II. Nachrichtlich:  Teil-Bebauungsplane Nr. 2 "Westlich Theodor-Heuss-Straße",

rechtsverbindlich mit Bekanntmachung vom 13.09.2013

1.3

1.1

Straßenplanung mit vorgesehener Querschnittsaufteilung, Stand September 2012

mit Fortschreibung Stand Dezember 2016 für Bereich zeichnerischer Festsetzungen der

1. Änderung

Öffentliche Verkehrsfläche mit vorgesehener Verkehrsbeschränkung auf Anlieger

Vorhandene Grundstücksgrenze gem. Amtlicher Flurkarte, Stand Dezember 2016

Flurstücksnummer

Nutzungsschablone - Füllschema

Vorhandenes Gebäude innerhalb ehemaligem Fliegerhorst Leipheim

gem. Amtlicher Flurkarte, Stand Dezember 2016

2.      Verkehr und Versorgung

2.2

3.1    Lärmschutz

Die Bezugsfläche der festgesetzten immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel (vgl. II., Ziff. A 9.1) wird

für die nachfolgend genannten Baugebiete wie folgt geändert:

Baugebiet Bezugsfläche in m²

3.      Schutz gegen Umwelteinwirkungen

GEb 1.1 76.543

GEb 1.4 25.268

GEb 1.5 14.480

A) Zeichenerklärung und textliche Festsetzungen

1. Geltungsbereich

1.1 räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Der Geltungsbereich der 1. Änderung ist identisch mit dem räumlichen Geltungsbereich des Teil-Bebauungs-

planes Nr. 2 "Westlich Theodor-Heuss-Straße", rechtsverbindlich mit Bekanntmachung vom 13.09.2013.

Soweit die 1. Änderung nachfolgend keine Festsetzungen sowie Hinweise, Empfehlungen und nachrichtliche

Übernahmen trifft, gilt der genannte rechtsverbindliche Bebauungsplan fort (siehe II.).

1.2 Abgrenzung des Bereiches zeichnerischer Festsetzungen der 1. Änderung

Innerhalb des gekennzeichneten Bereiches werden die zeichnerischen Festsetzungen durch Planzeichen des Teil-

Bebauungsplanes Nr. 2 "Westlich Theodor-Heuss-Straße", rechtsverbindlich mit Bekanntmachung vom 13.09.2013 durch

die 1. Änderung ersetzt. Die Planzeichen gemäß Zeichenerklärung des genannten rechtsverbindlichen Bebauungsplanes

gelten fort (siehe II.).

2. Maß der baulichen Nutzung

Das Maß der baulichen Nutzung wird wie folgt ergänzt:

max. zulässige Geschoßflächenzahl (GFZ)

Es sind nur die real errichteten Geschoße ohne Berücksichtigung der Geschoßhöhe im Bereich von 

Produktionsanlagen und Lagerbereichen anzusetzten.

2.3

Bei den innerhalb der "Öffentlichen Grünfläche - Park" sowie Baugebiet GEb 1.1 vorhandenen Kabelleitungen der

EnBW ODR AG dürfen innerhalb des Schutzstreifens Baulichkeiten nicht erstellt, leitungsgefährdende Verrichtungen nicht

vorgenommen und Anpflanzungen und Anlagen nicht gehalten werden, durch welche der Bestand oder der Betrieb der

Versorgungsleitung beeinträchtigt oder gefährdet wird. Müssen Leitungen aufgrund einer Bebauung verändert werden, so

richtet sich die Kostentragung nach den der Grundstücksbenutzung zugrundeliegenden Verträgen.

20 kV-Kabelleitung EnBW ODR AG mit 0,5m-Schutzbereich beidseits der Leitungsachse

(Darstellung Leitungsnetz im Bereich der "Öffentlichen Grünfläche - Park" und Baugebiet GEb 1.1)

ersetzt durch 1. Änderung, Ziff. B 2.3
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